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Liebe Leserinnen 
und Leser!

Biotopverbünde brauchen die richtigen 
Partnerinnen und Partner, damit unsere 

Kulturlandschaft erhalten bleibt.

Im Aprilplenum  im Nie-
dersächsischen Land-
tag stand ein Thema im 
Mittelpunkt, das für die 
Zukunft unserer Land-
schaft von großer Be-
deutung ist: der Ausbau 
eines funktionieren-  
den Biotopverbundes.

 
Ziel ist es, Lebensräume besser miteinan-
der zu vernetzen, Wanderbewegungen von 
Arten zu ermöglichen und so die biologi-
sche Vielfalt langfristig zu sichern. Das ist 
fachlich richtig und notwendig – entschei-
dend ist jedoch die konkrete Ausgestaltung.

In meiner Rede habe ich deutlich gemacht, dass 
ein erfolgreicher Biotopverbund nur gemein-
sam mit der Landwirtschaft gelingen kann. 

Unsere landwirtschaftlichen Betriebe bewirt-
schaften den größten Teil der Zielflächen und 
sorgen dafür, dass diese überhaupt in einem 
Zustand bleiben, der Artenvielfalt ermöglicht.
 
Ohne diese kontinuierliche Pflege würden 
viele Flächen verbuschen oder ihre ökologi-
sche Funktion verlieren.
 
Gerade deshalb ist es 
so wichtig, die Betrie-
be als Partner einzubin-
den. Wer Naturschutz 
dauerhaft wirksam ge-
stalten will, muss auf 
Kooperation setzen. 

Instrumente wie der 
Vertragsnaturschutz 
oder produktionsinteg-
rierte Kompensatzions-
maßnahmen (PIK) bieten 
dafür eine gute Grundla-
ge, weil sie praxistauglich 
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sind und von den Beteiligten mitgetragen 
werden. Vor diesem Hintergrund sehe ich 
den Ansatz des aktuell noch in der Beratung 
befindlichen Agrarstrukturgesetzes sehr kri-
tisch, den Naturschutzverbänden ein Vor-
kaufsrecht für Flächen einzuräumen. 

Das geht aus Sicht der CDU-Landtagsfrak-
tion in die falsche Richtung, weil es beste-
hende Strukturen schwächt, Flächen ver-
knappt und eine Zusammenarbeit vor Ort 
erschwert, die sich bereits bewährt hat und 
ein gutes Beispiel für eine echte Win-Win-
Situation ist.

Im Agrarausschusses  am 18. März hatte sich 
unser agrarpolitische Sprecher,  Dr. Marco 
Mohrmann dazu sehr deutlich geäußert:
 
Auf 78 Seiten hat der Gesetzgebungs- und 
Beratungsdienst beim Niedersächsischen 
Landtag kein gutes Haar am vorliegenden 
Gesetzentwurf gelassen. 

Die einseitige Gewichtung zugunsten des 
Naturschutzes ohne Berücksichtigung der 
Belange der Landwirtschaft, die geplanten 
staatlichen Eingriffe in den Pachtmarkt, mit 
denen ein enormer bürokratischer Aufwand 
einhergeht, und die zu erwartende Überlas-
tung der Grundstücksverkehrsausschüsse – 
alles das lässt nur einen Schluss zu: 

Dieses Gesetz darf so niemals das Licht der 
Welt erblicken!

                                                 
Auch die weiteren The-
men  des April Plenums 
zeigen, wie vielfältig die 
Herausforderungen sind, 
vor denen wir heute ste-
hen – und   laden zum 
Weiterlesen ein.
 
  Ihr

   
                     
   Dr. Frank Schmädeke MdL



ist inzwischen ein wichtiger Schritt erfolgt:
Der Wolf wurde ins Jagdrecht aufgenom-
men. Damit geht es nicht mehr nur um 
Schutz, sondern auch um Verantwortung 
und aktives Management.

In der Praxis bedeutet das, dass nach be-
stätigten Rissen schneller gehandelt werden 
könnte und bürokratische Hürden reduziert 
werden. Gleichzeitig zeigt sich gerade in Nie-
dersachsen, wie schwierig die konkrete Um-
setzung ist. Von einem echten Wolfsmanage-
ment sind wir derzeit noch weit entfernt.

Ich habe dazu auch im Austausch mit der Jä-
gerschaft deutlich gemacht, dass wir keine 

ideologischen De-
batten brauchen, 
sondern klare und 
praxistaugliche
Lösungen. 

Herdenschutz 
und Bestands
management 
gehören 
zusammen. 

Wer Verantwortung einfordert, muss auch die 
rechtliche Voraussetzungen schaffen, damit 
diese Verantwortung vor Ort wahrgenommen 
werden kann.
  
Die Jägerschaft leistet einen unverzichtbaren 
Beitrag zum Naturschutz durch Hege, Bio-
toppflege und den Schutz anderer Arten. 

Dieses Engagement verdient Anerkennung 
und Vertrauen und nicht zusätzliche Ein-
schränkungen ohne fachliche Grundlage. 
Für mich ist klar, dass es im weiteren parla-
mentarischen Verfahren deutliche Nachbes-
serungen braucht. Die Erwartungen im länd-
lichen Raum sind eindeutig:

Wer sie ignoriert, riskiert Vertrauen.

Mindestens ebenso bedeutend war in dieser 
Sitzungswoche die Debatte um das Nieder-
sächsische Jagdgesetz und den Umgang 
mit dem Wolf. In einer Sondersitzung des 
Agrarausschusses haben SPD und Grüne 
ihren Gesetzentwurf vorgestellt und dabei 
aus meiner Sicht zentrale Punkte verfehlt.
 
Unser agrarpolitische Sprecher Dr. Marco 
Mohrmann, bringt es klar auf den Punkt:

Dieser Gesetzentwurf ist in der vorliegen-
den Form nicht zustimmungsfähig.
 
Besonders unverständlich ist der Umgang mit 
fachlichen Hinweisen aus der Praxis. 
Eine Petition mit 
8.400 Unterschrif-
ten zum Erhalt der 
Bejagung am Na-
turerdbau wurde 
ebenso ignoriert 
wie konkrete Ver-
besserungsvor-
schläge. 
Dabei lagen sinn-
volle Ansätze vor, 
etwa verbindliche 
Fachkundenachweise für Hundeführer oder 
der Einsatz moderner Ortungstechnik für 
Bauhunde. 

Leidtragende sind am Ende nicht nur die 
Jägerschaft, sondern auch der Schutz von 
Bodenbrütern und damit die Artenvielfalt 
insgesamt.

Hinzu kommt, dass das Jagdrecht in Nie-
dersachsen erst 2022 umfassend no-
velliert worden ist. Statt dieses System 
nun ohne Not grundlegend umzubauen, 
braucht es Verlässlichkeit für Jäger, Land-
nutzer und den gesamten ländlichen Raum. 

Auch der Umgang mit dem Wolf bleibt hinter 
den Erwartungen zurück. Auf Bundesebene 

Jagdgesetz und Wolf – 
Praxis ernst nehmen statt Ideologie
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Gute Bildung beginnt nicht erst mit dem 
ersten Schultag. Ob ein Kind dem Unterricht 
folgen, Aufgaben verstehen, Fragen stellen 
und sich in der Klassengemeinschaft zu-
rechtfinden kann, hängt ganz wesentlich 
von seinen sprachlichen Fähigkeiten ab. 
Sprache ist damit eine Grundvorausset-
zung für Bildungserfolg.

Deshalb hat die CDU-Landtagsfraktion einen 
Gesetzentwurf vorgelegt, mit dem Kinder 
in Niedersachsen besser vorbereitet in die 
Schule starten sollen. 

Meine Kollegin Sophie Ramdor hat in der Ple-
nardebatte deutlich 
gemacht, worum es 
geht. Sprachliche 
Unterstützungs-
bedarfe müssen 
früher erkannt und 
verbindlicher ge-
fördert werden, 
damit alle Kinder 
gerechtere Start-
chancen erhalten. 
 
Ein Blick auf die 
Daten unterstreicht den Handlungsbedarf 
deutlich. Nach den Schuleingangsuntersu-
chungen in Niedersachsen weist rund jedes 
vierte Kind, in manchen Regionen sogar bis 
zu jedes dritte Kind, sprachliche Auffälligkei-
ten auf. 
Gleichzeitig wächst inzwischen mehr als 
jedes dritte Kita-Kind mit einer nicht-deut-
schen Familiensprache auf. Bildungsstu-
dien zeigen zudem, dass bis zu ein Vier-
tel der Kinder bereits in der Grundschule 
die Mindeststandards im Lesen nicht er-
reicht. Diese Entwicklung beginnt nicht 
erst in der Schule, sondern deutlich früher. 
 
Konkret sollen Sprachstandserhebungen 
bereits im vorletzten Jahr vor der Einschu-

Sprache entscheidet über Bildungschancen
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lung verbindlich eingeführt werden. Damit 
wird nicht erst in der ersten Klasse sichtbar, 
ob ein Kind dem Unterricht sprachlich fol-
gen kann. Wenn Förderbedarf besteht, bleibt 
ausreichend Zeit, gezielt zu unterstützen. 
 
Wichtig ist dabei ein klar geregeltes Verfahren. 
Die Grundschulen sollen die Sprachstandser-
hebung landesweit einheitlich durchführen, 
die Kitas sollen mitwirken und die Eltern ver-
bindlich einbezogen werden. Die anschlie-
ßende Sprachförderung findet in den Kitas 
statt. So entsteht Verlässlichkeit statt eines 
Flickenteppichs unterschiedlicher Verfahren. 
 

Die entscheidende Pha-
se für die Sprachent-
wicklung liegt im Al-
ter zwischen drei und 
sechs Jahren. 
Genau hier setzt der 
Gesetzentwurf an.
Frühzeitige Förde-
rung verbessert 
nachweislich die Bil-
dungschancen und 
verhindert, dass Kin-
der bereits zum Schul-

start ins Hintertreffen geraten. 

Die bisherigen Angebote der Landesregie-
rung sind dafür nicht ausreichend. Sie sind 
zu unverbindlich, zu uneinheitlich und setzen 
vielfach zu spät an. 
Selbst Ex-Ministerpräsident Weil hat zu Jah-
resbeginn die Frage aufgeworfen, ob Sprach-
förderung nicht früher beginnen müsse. 
Der vorgelegte Gesetzentwurf liefert dar-
auf eine konkrete und umsetzbare Antwort. 
 
Verbindliche Strukturen, klare Zuständig-
keiten und eine enge Verzahnung von Kita 
und Schule sorgen dafür, dass jedes Kind 
die Chance auf einen guten Start in seine 
Schullaufbahn erhält.

Sprache entscheidet über Bildungschancen
Förderung muss früher und verbindlicher beginnen 



große Bedeutung. In vielen Regionen sichern 
bäuerliche Familienbetriebe damit ihr Ein-
kommen und ihre Existenz. 
Sie sind ein wichtiger Bestandteil der Agrar-
struktur und prägen den ländlichen Raum. 
Diese Betriebe brauchen jetzt vor allem Ver-
lässlichkeit und politische Rückendeckung. 
Vorschnelle politische Reaktionen oder lan-
desspezifische Sonderwege würden zusätz-
liche Unsicherheit schaffen. 

Stattdessen kommt es darauf an, die kon-
kreten Auswirkun-
gen des Urteils ge-
nau zu prüfen und 
Lösungen zu ent-
wickeln, die sowohl 
den Anforderungen 
des Tierschutzes als 
auch der wirtschaft-
lichen Tragfähigkeit 
gerecht werden.                        

Entscheidend ist, 
Tierschutz und 

Wettbewerbsfähigkeit zusammen zu den-
ken. Niedersachsen verfügt über eine star-
ke Agrar- und Forschungslandschaft, die 
dafür die Grundlage bietet. Dieses Poten-
zial sollte genutzt werden, um tragfähige 
und praxistaugliche Lösungen zu erarbeiten. 
Gleichzeitig geht es um mehr als einzelne 
Produktionszweige. 

Eine starke heimische Landwirt-
schaft ist auch eine Frage der Versor-
gungssicherheit. Wer die Erzeugung 
im eigenen Land stärkt, sorgt für mehr 
Unabhängigkeit und Stabilität in Krisen-
zeiten und trägt dazu bei, dass Lebens-
mittel für die Menschen bezahlbar bleiben. 

Umso wichtiger ist eine offene und sachliche 
Debatte über Wettbewerbsfähigkeit, Versor-
gungssicherheit und die Zukunft der Land-
wirtschaft. Genau dafür setzen wir uns ein.

Starke Landwirtschaft sichern
Grundlage für bezahlbare Lebensmittel und Versorgungssicherheit

Eine leistungsfähige heimische Landwirt-
schaft ist die Grundlage dafür, dass Lebens-
mittel für die Menschen bezahlbar bleiben. 
Darauf hat unser agrarpolitische Sprecher, 
Dr. Marco Mohrmann, in der Plenardebatte 
und darüber hinaus deutlich hingewiesen.
 
Der Zusammenhang ist klar. Nur wenn land-
wirtschaftliche Betriebe wirtschaftlich ar-
beiten, investieren und produzieren können, 
bleibt das Angebot stabil. Wird die Produktion 
eingeschränkt oder durch zusätzliche Aufla-
gen erschwert, hat 
das direkte Auswir-
kungen auf die Prei-
se. 

Wer also dauerhaft 
bezahlbare Lebens-
mittel sichern will, 
muss bei den Pro-
duktionsbedingun-
gen ansetzen.

Dazu gehört vor al-
lem, unnötige Regulierung abzubauen und 
den Betrieben mehr Innovationsfreiheit zu er-
möglichen. Eine starke heimische Erzeugung 
nützt dabei nicht nur den Landwirten, son-
dern auch den Verbraucherinnen und Ver-
brauchern. 

Mehr Produktion statt mehr Bürokratie ist 
der richtige Ansatz.
 
Wie sensibel dieses Gleichgewicht ist, zeigt 
auch das aktuelle Urteil des Bundesverwal-
tungsgerichts zur Putenhaltung. Das Gericht 
hat in einem Einzelfall über Anforderungen 
an bestehende Haltungsformen entschieden, 
ohne jedoch ein generelles Verbot auszu-
sprechen. 

Gerade deshalb ist jetzt eine sachli-
che und gründliche Analyse notwendig. 
Die Putenhaltung hat in Niedersachsen eine 
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nicht nur als Ergänzung zur Elektromobilität, 
sondern auch als eigenständiger Pfad, ins-
besondere für bestehende Fahrzeugflotten 
und schwer elektrifizierbare Anwendungen. 
 
Damit wird deutlich, dass es nicht um ein 
Entweder-oder geht, sondern um ein Zu-
sammenspiel verschiedener Technologien. 

Eine einseitige Festlegung würde Chancen 
vergeben und notwendige Innovationen aus-
bremsen.
 

Die Ablehnung
entsprechender 
Initiativen durch 
SPD und Grüne 
ist daher ein fal-
sches Signal. 

Wer Technolo-
gieoffenheit  ein-
schränkt, gefähr-
det Investitionen, 
Arbeitsplätze und 
die industrielle 
Zukunft Nieder-
sachsens. 
Gerade ein Indust-
rieland wie Nieder-
sachsen sollte die 
Entwicklung neuer 
Technologien ak-
tiv begleiten und 
fördern, statt sie 
auszubremsen.

 

 

E-Fuels bieten die Chance, Klimaschutz und 
wirtschaftliche Stärke miteinander zu ver-
binden. Diese Chance gilt es zu nutzen.

In einer abschließenden Beratung im Land-
tag ging es auch um die Frage, welche Rolle 
E-Fuels für Klimaschutz und industrielle Ent-
wicklung in Niedersachsen spielen können. 
Die Position der CDU-Fraktion ist dabei klar 
formuliert worden. Technologieoffenheit ist 
der Schlüssel, um Innovationen zu ermögli-
chen und wirtschaftliche Chancen zu nutzen. 
 
Der wirtschaftspolitische Sprecher unserer 
Fraktion, Marcel Scharrelmann, hat in der De-
batte deutlich gemacht, dass E-Fuels überall 
dort gebraucht werden, wo eine vollständige 
Elektrifizierung an 
Grenzen stößt. Das 
betrifft insbeson-
dere Bereiche wie 
Luftfahrt, Schiff-
fahrt oder auch 
Teile des Schwer-
lastverkehrs. In 
diesen Sektoren 
sind klimaneutrale 
Kraftstoffe ein un-
verzichtbarer Bau-
stein für wirksa-
men Klimaschutz. 
 
Gleichzeitig geht es um konkrete wirt-
schaftliche Perspektiven für Niedersach-
sen. 

Projekte wie „German eFuel One“ zeigen, dass 
die Technologie marktfähig ist und Wertschöp-
fung im eigenen Land entstehen kann. Wäh-
rend andere Länder diese Entwicklung gezielt 
vorantreiben, fehlt aus Sicht der CDU bislang 
der politische Wille der Landesregierung, 
diesen Zukunftsmarkt aktiv zu unterstützen. 
 
Auch aktuelle Studien unterstreichen die 
Bedeutung erneuerbarer Kraftstoffe. 

Sie zeigen, dass sogenannte Carbon Neut-
ral Fuels langfristig einen wesentlichen Bei-
trag zur Dekarbonisierung leisten können – 

E-Fuels
Technologieoffenheit sichern und Chancen für Niedersachsen nutzen 

Im Januar informierte uns  Dr. Lorenz Kiene, Ge-
schäftsführer der  Christian Lühmann Gruppe, 
als Gast des Parlamentarischen Mittelstandkrei-
ses der CDU umfangreich zu den Chancen und 
Möglichkeiten von E-Fuels und den notwendigen 
Rahmenbedingungen

E-Fuels
Technologieoffenheit sichern und Chancen für Niedersachsen nutzen 
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Kürzlich durfte ich Norma Weber die leiten-
de Hebamme an den Helios Kliniken Mittel-
weser in Nienburg besuchen – und ich neh-
me vor allem eines mit: großen Respekt vor 
den Menschen in der Geburtshilfe, die hier 
Tag und Nacht neues Leben begleiten.
 
Norma Weber hat uns sehr herzlich empfan-
gen und uns die Station ausführlich vorge-
stellt. 
Besonders gefreut hat mich das Wiedersehen, 
nachdem sie mich 
im vergangenen 
Jahr gemeinsam 
mit ihrem Team 
im Niedersäch-
sischen Landtag 
besucht hatte. 
Umso wertvoller
 war es, nun vor
Ort einen persön-
lichen  Einblick
zu bekommen.
 
Begleitet wurde 
ich dabei von 
Dennis Seebode, 
unserem CDU-
Landratskandida-
ten, dessen beide 
Kinder hier in Nien-
burg geboren wur-
den. Seine persönlichen Erfahrungen haben 
unserem Austausch eine besondere Pers-
pektive gegeben.
 
Gemeinsam mit Pflegedirektor Bernd Hartig, 
Ina Ückert, Leitung der geburtshilflichen Sta-
tion, sowie Chefarzt Dr. Mathias Uhlig, konn-
ten wir offen über die Arbeit vor Ort sprechen. 

DIE LETZTE SEITE
Aus dem Wahlkreis

Dabei wurde schnell deutlich, mit wie viel En-
gagement und Leidenschaft hier gearbeitet 
wird. Die Station ist modern ausgestattet und 
bietet werdenden Eltern vielfältige Möglich-
keiten für eine individuelle Geburt. 

Die Professionalität und das vertrauensvolle
Miteinander schaffen eine Atmosphäre,
die Sicherheit und Geborgenheit vermittelt.

Gleichzeitig wurde auch offen über Heraus-
forderungen gesprochen, etwa bei der kin-
derärztlichen Versorgung in meinem Wahl-
kreis.

Umso wichtiger ist das gut funktionierende 
Netzwerk der 
Hebammen, das 
Familien in den 
ersten Wochen 
unterstützt.
Besonders be-
eindruckt hat 
mich der spür-
bare Teamgeist.

 

Mein Fazit: 
Die Geburtshilfe 
in Nienburg ist 
her vorragend 
aufgestellt und 
lebt von enga-
gierten Men-
schen, die mit 
großer Fach-

lichkeit und viel Herz arbeiten. Dafür gilt 
mein aufrichtiger Dank. 

Mit Blick auf andere Regionen bin ich froh, 
dass wir hier in Nienburg so gut aufgestellt 
sind. Werdende Eltern finden hier alles, was 
sie für eine sichere und zugleich persönli-
che Geburt brauchen.
 

Gemeinsames Foto „am Storch“ mit  (v.li.) Dr. Mathias 
Uhlig, Chefarzt der Frauenklinik, CDU-Landratskandidat 

Dennis Seebode, leitender Hebamme Norma Werber,
Pflegedirektor Bernd Hartig und  Ina Ückert, Leitung der 

geburtshilflichen Station


